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LEGAL UPDATE ARBEITSRECHT 

Hamburg, 11.11.2024 

Equal-Pay: Spitzenposition oder Mittelwert – 

Was kann man bei einer geschlechterbezogenen 

Ungleichbehandlung verlangen? 

Sarah Cordes 

Die Frage nach einer geschlechtsneutralen Ver-

gütung – stets ein aktuelles Thema. Die Anfor-

derungen an eine geschlechtsneutrale Vergü-

tung sind auf nationaler Ebene im Entgelttrans-

parenzgesetz (EntgTranspG) geregelt. Seit Er-

lass der Entgelttransparenzrichtlinie (EntgTran-

spRL) gibt es neue Vorgaben zu beachten, die 

der deutsche Gesetzgeber bis zum 7. Juni 2026 

in nationales Recht umzusetzen hat. Über die in 

der EntgTranspRL vorgesehenen Änderungen 

haben wir bereits in unseren Legal Updates vom 

20. Dezember 2023 und 22. August 2024 be-

richtet. Währenddessen mehren sich die durch 

die Gerichte zu entscheidenden Fälle in Bezug 

auf eine geschlechtsneutrale Vergütung. Dabei 

steht häufig die Frage nach der richtigen Be-

zugsgröße für die Berechnung einer etwaigen 

Vergütungsnachzahlung im Mittelpunkt. 

In Bezug auf dieses Thema hat das Landesar-

beitsgericht (LAG) Baden-Württemberg mit sei-

ner aktuellen Entscheidung vom 1. Oktober 

2024 Aufsehen erregt (bislang gibt es nur die 

Pressemitteilung vom 01. Oktober 2024, Az. 2 

Sa 14/24). Die Methode, nach der das LAG Ba-

den-Württemberg die Differenzzahlung auf-

grund einer geschlechtsbezogenen Benachteili-

gung berechnet hat, sowie die daraus resultie-

renden Konsequenzen für die Höhe des Vergü-

tungsanspruches werden in diesem Beitrag be-

leuchtet. Dabei wird insbesondere auf die im 

Vergleich zur Rechtsprechung des Bundesar-

beitsgerichts (BAG) abweichenden Ansätze ein-

gegangen und bewertet, welche Bedeutung 

diese für die betriebliche Praxis haben könnten. 

Die gesetzlichen Grundlagen nach dem 

EntgTranspG und der EntgTranspRL 

Die Grundlagen der geschlechtsneutralen Ver-

gütung finden sich im deutschen EntgTranspG 

und der europäischen EntgTranspRL. Nach 

dem EntgTranspG gelten u.a. die folgenden 

Grundsätze: 

 Verbot von geschlechtsabhängigen Be-

nachteiligungen bei der Vergütung (§ 3 

EntgTranspG), 

 benachteiligungsfreie Ausgestaltung 

der Entgeltsysteme (§ 4 EntgTranspG), 

 Anspruch auf Auskunft über die Krite-

rien und Verfahren der Entgeltfindung 

des eigenen Entgeltes sowie des (Me-

dian-)Entgeltes einer zuvor benannten 

Vergleichstätigkeit (auf Anfrage von Be-

schäftigten in Betrieben mit mehr als 

https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/EntgTranspG.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/EntgTranspG.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023L0970
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023L0970
https://www.goerg.de/sites/default/files/2023-12/231219_GOERG_Legal%20Update_Geschlechtsneutrale%20Verg%C3%BCtung.pdf
https://www.goerg.de/de/aktuelles/veroeffentlichungen/22-08-2024/die-europaeische-entgelttransparenzrichtlinie-arbeitgeber-muessen-sich-vorbereiten
https://landesarbeitsgericht-baden-wuerttemberg.justiz-bw.de/pb/site/pbs-bw-rebrush-jum/get/documents_E-1402331130/jum1/JuM/import/landesarbeitsgericht%20baden-w%C3%BCrttemberg/Pressemitteilungen/2024/MM%202024_01_10%20zu%202Sa%2014-24%20_.pdf
https://landesarbeitsgericht-baden-wuerttemberg.justiz-bw.de/pb/site/pbs-bw-rebrush-jum/get/documents_E-1402331130/jum1/JuM/import/landesarbeitsgericht%20baden-w%C3%BCrttemberg/Pressemitteilungen/2024/MM%202024_01_10%20zu%202Sa%2014-24%20_.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/EntgTranspG.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023L0970
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/EntgTranspG.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023L0970
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/EntgTranspG.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/__4.html
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200 Beschäftigten, §§ 10 ff. Entg-

TranspG) 

Die EntgTranspRL sieht darüber hinausge-

hende Verpflichtungen vor, indem sie beispiels-

weise auch Bewerber als neue Personengruppe 

in den Schutz einbezieht und den Arbeitnehme-

rinnen und Arbeitnehmern ein weitergehendes 

individuelles Auskunftsrecht gewährt (vgl. 

hierzu im Einzelnen unsere Legal Updates vom 

20. Dezember 2023 und 22. August 2024). 

Differenzberechnung nach dem BAG 

Nach der Rechtsprechung des BAG gilt für die 

Berechnung einer aufgrund festgestellter Diskri-

minierung nachzuzahlenden Vergütung, „dass 

den Angehörigen der benachteiligten Gruppe 

dieselben Vorteile gewährt werden wie die, die 

den Angehörigen der privilegierten Gruppe zu-

gutekommen“ (BAG, Urteil vom 21. Januar 

2021 - 8 AZR-488/19). In seiner Entscheidung 

vom 16. Februar 2023 (Az. 8 AZR 450/21) 

sprach das BAG der dortigen Klägerin aufgrund 

einer unmittelbaren Entgeltbenachteiligung die 

Differenz zwischen ihrem und dem Gehalt des 

durch sie benannten vergleichbaren männli-

chen Kollegen zu. Es gab in diesem Fall ledig-

lich zwei männliche Kollegen, die mit der Kläge-

rin vergleichbar waren. Das BAG erachtete es 

für die Begründung der Kausalitätsvermutung 

insoweit als ausreichend, dass die Klägerin nur 

einen dieser beiden männlichen Kollegen be-

nannt hatte (BAG, Urteil vom 16. Februar 2023 

- Az. 8 AZR 450/21). 

Die Entscheidung des LAG Baden-Würt-

temberg 

Der dem LAG Baden-Württemberg zur Ent-

scheidung vorliegende Sachverhalt handelte 

von einer Klägerin, die als Führungskraft auf der 

dritten Ebene tätig war. Während ihrer rund 30-

jährigen Betriebszugehörigkeit arbeitete sie 

etwa die Hälfte der Zeit im Management. Die 

Klägerin wurde zwischenzeitlich Mutter. Sie ar-

beitete auch während ihrer Elternzeit in Teilzeit. 

Auch nach Ablauf der Elternzeit blieb sie zu-

nächst in Teilzeit tätig, während sie später wie-

der auf ihre Vollzeitstelle zurückkehrte. Die Klä-

gerin erhielt eine im Vergleich zu ihren männli-

chen Kollegen geringere Vergütung. Zudem 

wurde die Klägerin selbst im Vergleich zu ihren 

weiblichen Kolleginnen geringer vergütet. 

Als Vergleichsperson für die Berechnung der ihr 

nach ihrer Auffassung zustehenden Differenz-

zahlung benannte die Klägerin einen Mann, der 

Spitzenverdiener in der herangezogenen männ-

lichen Vergleichsgruppe war. 

Das Arbeitsgericht (ArbG) Baden-Württemberg 

hatte in erster Instanz festgestellt, dass die Klä-

gerin aufgrund der im Vergleich zu ihren männ-

lichen Kollegen geringeren Vergütung benach-

teiligt sei und ihr die Differenz zum Medianent-

gelt der männlichen Vergleichsgruppe als Aus-

gleich zugesprochen (ArbG Baden-Württem-

berg, Urteil vom 22. November 2023, Az. 22 Ca 

7069/21 – nicht veröffentlicht). Die Klägerin gab 

sich damit jedoch nicht zufrieden und ging vor 

dem LAG Baden-Württemberg in Berufung. 

Diskriminierung mangels objektiver Krite-

rien für eine unterschiedliche Bezahlung 

Das LAG nahm im Grundsatz ebenfalls eine ge-

schlechtsbezogene Benachteiligung aufgrund 

der geringeren Vergütung an. Die sich aus der 

geringeren Vergütung ergebende Vermutung 

der Diskriminierung (§ 22 Allgemeines Gleich-

behandlungsgesetz) habe die Arbeitgeberin 

nach Auffassung des LAG nicht widerlegen kön-

nen. 

Abweichung von der BAG Rechtsprechung: 

Differenz zwischen weiblichem und männli-

chem Mittelwert 

Allerdings sprach das LAG der Klägerin „nur“ ei-

nen Anspruch auf Nachzahlung der Differenz 

https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/__10.html
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/__10.html
https://www.goerg.de/sites/default/files/2023-12/231219_GOERG_Legal%20Update_Geschlechtsneutrale%20Verg%C3%BCtung.pdf
https://www.goerg.de/de/aktuelles/veroeffentlichungen/22-08-2024/die-europaeische-entgelttransparenzrichtlinie-arbeitgeber-muessen-sich-vorbereiten
https://www.bundesarbeitsgericht.de/entscheidung/8-azr-488-19/
https://www.bundesarbeitsgericht.de/entscheidung/8-azr-488-19/
https://www.bundesarbeitsgericht.de/entscheidung/8-azr-450-21/
https://www.bundesarbeitsgericht.de/entscheidung/8-azr-450-21/
https://www.bundesarbeitsgericht.de/entscheidung/8-azr-450-21/
https://www.gesetze-im-internet.de/agg/__22.html
https://www.gesetze-im-internet.de/agg/__22.html
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zwischen dem weiblichen und dem männlichen 

Medianentgelt zu.  

Das LAG begründete seine Entscheidung da-

mit, dass ein Indiz für eine geschlechtsbedingte 

Benachteiligung in einer bestimmten Höhe be-

stehen müsse. In diesem Fall sei zugrunde zu 

legen gewesen, dass die Vergütung des von der 

Klägerin benannten männlichen Kollegen ober-

halb des Medianentgelts der männlichen Ver-

gleichsgruppe lag. Dieser Kollege könne dem-

nach nicht als Vergleichsperson herangezogen 

werden. Zudem lag die Vergütung der Klägerin 

unterhalb des von ihr bezifferten Medianent-

gelts der weiblichen Vergleichsgruppe. Aus 

Sicht des Gerichts bestehe keine hinreichende 

Kausalitätsvermutung, dass die volle Differenz 

des individuellen Gehalts der Klägerin zum Ge-

halt des seitens der Klägerin benannten männ-

lichen Kollegen bzw. dem Median der männli-

chen Vergleichsgruppe auf einer geschlechts-

bedingten Benachteiligung beruhe (vgl. Presse-

mitteilung vom 01. Oktober 2024, Az. 2 Sa 

14/24). 

Einordnung der Entscheidung des LAG 

Baden-Württemberg 

Das LAG wich damit von den Vorgaben des 

BAG sowie des Europäischen Gerichtshofs 

(EuGH) in Bezug auf die Berechnung der Diffe-

renzzahlung ab. Wie bereits eingangs darge-

stellt, gilt laut BAG, dass den Angehörigen der 

benachteiligten Gruppe dieselben Vorteile zu-

stehen, wie sie den Angehörigen der privilegier-

ten Gruppe gewährt werden (BAG, Urteil vom 

21. Januar 2021 - 8 AZR 488/19). Die Bildung 

zweier Vergleichsgruppen ist dabei nicht vorge-

sehen. Das LAG sprach der Klägerin in der be-

sagten Entscheidung eine Vergütungsnachzah-

lung zu, die nicht von deren individuellem Ge-

halt ausging. Stattdessen bildete das LAG unter 

den weiblichen vergleichbaren Kolleginnen (in-

klusive der Klägerin) ebenfalls einen Median. 

Statt Vergütung der Klägerin Medianentgelt 

der weiblichen Vergleichsgruppe als Aus-

gangsbasis 

Das Bilden eines Medians in Bezug auf die Ver-

gütung der weiblichen Vergleichsgruppe führte 

dazu, dass das der Differenzberechnung zu-

grunde gelegte Ausgangsgehalt höher lag, als 

dasjenige, das die Klägerin tatsächlich erhielt. 

Die Differenzberechnung fiel dementsprechend 

geringer aus. 

Dabei ist es für die Berechnung des aufgrund 

einer Benachteiligung entstandenen Vergü-

tungsanspruches nach §§ 3, 7 EntgTranspG ir-

relevant, ob und dass die Klägerin (auch) unter 

den weiblichen Kolleginnen schlechter vergütet 

wurde. Der Vergütungsanspruch resultiert aus 

einer geschlechterbezogenen Entgeltbenach-

teiligung, d.h. es kommt auf die Ungleichbe-

handlung der Klägerin im Vergleich zu ihren 

männlichen Kollegen mit gleicher oder gleich-

wertiger Tätigkeit an. Eine etwaige Vergütungs-

differenz zu Kolleginnen des eigenen Ge-

schlechts ist insoweit nicht von Relevanz. 

Differenzierung zwischen Auskunftsan-

spruch und Vergütungsanspruch 

Zudem hat sich das LAG auf den Median der 

männlichen Vergleichsgruppe bezogen und 

nicht auf das Gehalt eines männlichen Kollegen 

innerhalb dieser Vergleichsgruppe. Insoweit ist 

zu beachten, dass der statistische Median zwar 

Grundlage des im EntgTranspG geregelten 

Auskunftsanspruches ist, den Arbeitnehmerin-

nen und Arbeitnehmer gegenüber ihrem Arbeit-

geber geltend machen können (§ 11 Abs. 3 

EntgTranspG). Dieser Auskunftsanspruch ist je-

doch nicht mit dem Vergütungsanspruch gleich-

zusetzen. Der Auskunftsanspruch dient der 

Transparenz: Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer sollen durch die Auskunftserteilung die 

Möglichkeit erhalten, eine vermutete Ungleich-

https://landesarbeitsgericht-baden-wuerttemberg.justiz-bw.de/pb/site/pbs-bw-rebrush-jum/get/documents_E-1402331130/jum1/JuM/import/landesarbeitsgericht%20baden-w%C3%BCrttemberg/Pressemitteilungen/2024/MM%202024_01_10%20zu%202Sa%2014-24%20_.pdf
https://landesarbeitsgericht-baden-wuerttemberg.justiz-bw.de/pb/site/pbs-bw-rebrush-jum/get/documents_E-1402331130/jum1/JuM/import/landesarbeitsgericht%20baden-w%C3%BCrttemberg/Pressemitteilungen/2024/MM%202024_01_10%20zu%202Sa%2014-24%20_.pdf
https://landesarbeitsgericht-baden-wuerttemberg.justiz-bw.de/pb/site/pbs-bw-rebrush-jum/get/documents_E-1402331130/jum1/JuM/import/landesarbeitsgericht%20baden-w%C3%BCrttemberg/Pressemitteilungen/2024/MM%202024_01_10%20zu%202Sa%2014-24%20_.pdf
https://www.bundesarbeitsgericht.de/entscheidung/8-azr-488-19/
https://www.bundesarbeitsgericht.de/entscheidung/8-azr-488-19/
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/__7.html
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/EntgTranspG.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/__11.html
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/__11.html
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behandlung zu prüfen und ggf. geltend zu ma-

chen (vgl. Bundestags-Drucksache 18/11133, 

Seite 58). 

Somit ist fraglich, ob die durch das LAG Baden-

Württemberg vorgenommene Berechnung des 

Vergütungsanspruchs den gesetzlichen, insbe-

sondere den europarechtlichen Vorgaben ent-

spricht. Läge man auf Seiten des Klägers oder 

der Klägerin stets den Median des eigenen Ge-

schlechts oder beider Geschlechter zugrunde 

und läge das Gehalt der klagenden Person 

oberhalb eines dieser Medianwerte, so wäre 

eine Benachteiligung dieser Person schlichtweg 

ausgeschlossen. Eine solche Betrachtungs-

weise – wie sie das LAG Baden-Württemberg 

vorgenommen hat – verzerrt die Beurteilung ei-

ner ungleichen Vergütung. Der Fokus liegt bei 

dieser Berechnungsmethode nicht mehr auf der 

(möglicherweise gegebenen) geschlechtsbezo-

genen Entgeltbenachteiligung, sondern auf ei-

ner generellen Betrachtung des Gehalts in einer 

geschlechterunspezifischen Gruppe. Dies 

scheint den europarechtlichen Grundsätzen 

nicht gerecht zu werden. Zudem erscheint frag-

lich, dass eine Frau nur eine Zahlung im Um-

fang der Differenz zu dem Median der männli-

chen Vergütung erhalten kann. Ist der Vergleich 

mit einem männlichen Spitzenverdiener stets 

unmöglich? Oder ergibt sich ein Anspruch auf 

eine dementsprechende Vergütung nicht ge-

rade aus dem individuellen Vergütungsan-

spruch nach §§ 3, 7 EntgTranspG, der von dem 

Auskunftsanspruch betreffend den Median ge-

mäß § 11 Abs. 3 EntgTranspG zu unterscheiden 

ist? 

Ausblick für die betriebliche Praxis 

Das LAG Baden-Württemberg hat die Revision 

zum BAG wegen grundsätzlicher Bedeutung der 

Sache für beide Parteien zugelassen. Es ist da-

von auszugehen, dass die Klägerin vor dem 

BAG weiter um die von ihr angestrebte Vergü-

tungsnachzahlung kämpfen wird. Es bleibt mit 

Spannung abzuwarten, wie sich die zu erwar-

tende Fortführung des Rechtsstreits entwickeln 

wird. Interessant dürfte insbesondere sein, wie 

sich das BAG zu der Berechnungsmethode des 

LAG Baden-Württemberg äußern wird. 

Das Urteil des LAG Baden-Württemberg ver-

deutlicht erneut die enormen Herausforderun-

gen, vor der Unternehmen in Bezug auf eine ge-

schlechtsneutrale Vergütung stehen. Gerade 

deshalb ist es wichtig, dass Unternehmen die 

Entgeltstrukturen transparent und nachvollzieh-

bar gestalten. Dies gilt insbesondere in Bezug 

auf Vergütungen, die höher oder niedriger als 

der Median ausfallen. Das heißt jedoch nicht, 

dass Vergütungen für gleiche oder gleichwer-

tige Tätigkeiten nicht unterschiedlich ausfallen 

dürfen. Grundsätzlich gilt: Eine unterschiedliche 

Vergütung – auch geschlechterbezogen – ist 

nicht grundsätzlich verboten. Es bedarf jedoch 

objektiv überprüfbarer Kriterien, die eine solche 

Ungleichbehandlung rechtfertigen. Die Ausei-

nandersetzung mit den Vorgaben der Entgelt-

TranspRL insbesondere im Hinblick auf trans-

parente Vergütungsstrukturen, ist für Arbeitge-

ber somit unerlässlich, um mögliche Ansprüche 

von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 

nach dem EntgTranspG zu minimieren. Nur bei 

transparenten Vergütungsverhältnissen beste-

hen für Arbeitgeber im Falle einer gerichtlichen 

Auseinandersetzung reelle Chancen, die ge-

setzliche Vermutung einer Diskriminierung auf-

grund des Geschlechts zu widerlegen. 

 

 

https://dserver.bundestag.de/btd/18/111/1811133.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/__7.html
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/__11.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023L0970
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023L0970
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/EntgTranspG.pdf
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Hinweis 

Dieser Überblick dient ausschließlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechtsrat im einzelnen Fall nicht ersetzen. Sprechen 

Sie bei Fragen bitte Ihren gewohnten Ansprechpartner bei GÖRG bzw. die Autorin Sarah Cordes unter +49 40 500360 755 oder scordes@go-

erg.de an. Informationen zum Autor finden Sie auf unserer Homepage www.goerg.de. 

Wir verwenden das generische Maskulinum und sehen von einer Nennung aller Geschlechtsidentitäten ab, damit dieser Text besser lesbar ist, 

und meinen damit ausdrücklich jeden in jeder Geschlechtsidentität.  
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MÜNCHEN 
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